
wissenschaftlich-technischen Nachwuchs gebildet. Auch 
können sie die Bildung entsprechender Kommissionen 
bei den Räten der Kreise veranlassen.

Von erstrangiger Bedeutung für die weitere s o z i a ­
l i s t i s c h e  U m g e s t a l t u n g  d e r  L a n d w i r t ­
s c h a f t  ist die nach der VI. LPG-Konferenz in An­
griff genommene gesetzgeberische Maßnahme, die aus 
der Bekanntmachung des Beschlusses über die Emp­
fehlung für die Ausarbeitung der inneren Betriebsord­
nung der LPG vom 6. August 1959 (GBl. I S. 657) er­
sichtlich ist. Die vom Ministerrat bestätigte Empfehlung 
wendet die Prinzipien des neuen LPG-Rechts auf die 
Beziehungen der Genossenschaftsmitglieder in der Pro­
duktion an. Sie will erreichen, daß bei der Erarbeitung 
der inneren Betriebsordnung die Erfahrungen und Er­
kenntnisse der Mitglieder im Produktionsprozeß be­
rücksichtigt werden, daß sich die Mitglieder über ihre 
für die Steigerung der Produktion und die Hebung der 
Arbeitsproduktivität notwendigen Rechte und Pflichten 
gemeinsam Gedanken machen, daß auch im Zuge der 
Ausarbeitung der inneren Betriebsordnung der Grund­
satz der innergenossenschaftlichen Demokratie voll ver­
wirklicht wird. Ein besonderer Vorzug der neuen 
Musterbetriebsordnung ist es deshalb auch, daß sie den 
LPG einen weit größeren Spielraum gewährt, die 
innere Betriebsordnung den örtlichen Verhältnissen, den 
konkreten Produktionsbedingungen anzupassen, wie 
z. B. bei den Empfehlungen über die Organisation der 
Brigadearbeit, und damit die Eigenverantwortlichkeit 
der LPG erhöht.

Die innere Betriebsordnung der LPG beruht auf dem 
Grundsatz, daß alle Mitglieder verpflichtet sind, an 
der genossenschaftlichen Arbeit tedlzunehmen, Mängel, 
die den Produktionsablauf hemmen, durch. Kritik und 
Selbstkritik zu beseitigen und die Erfüllung und Über­
erfüllung der Betriebspläne durch die sozialistische Zu­
sammenarbeit auf der Grundlage des Leistungsprinzips 
zu sichern. Demgemäß verfolgt die Empfehlung eine 
verstärkte Einbeziehung der Genossenschaftsmitglieder 
in die Leitung der Brigaden und die verstärkte Organi­
sierung des sozialistischen Wettbewerbs in und zwischen 
den Brigaden. Deshalb soll in der inneren Betriebs­
ordnung konkret festgelegt werden, wie die Erfahrun­
gen über die Anwendung neuer Arbeitsmethoden, über 
die Verbesserung der Arbeitsorganisation und über 
die maximale Ausnutzung der Maschinen ausgewertet 
und verallgemeinert werden können. Außerdem ist 
in der Empfehlung die Notwendigkeit einer qualifi­
zierteren Vorbereitung der Mitgliederversammlungen 
hervorgehoben und in diesem Zusammenhang auf die 
Beratung der Beschlußvorlagen in Brigadeversamm­
lungen sowie die gründliche Behandlung von Schwer­
punkten in den betreffenden Arbeitsgruppen» und 
Brigaden als Formen der aktiveren Teilnahme aller 
Mitglieder an der Organisierung der kollektiven Arbeit 
besonders hingewiesen worden. Durch die Einbezie­
hung möglichst vieler Mitglieder in Kommissionen 
und Aktivs, die über ihre Tätigkeit dem Vorstand 
und der Mitgliederversammlung rechenschaftspflichtig 
sind, wird der Grundsatz der aktiven Teilnahme aller 
Mitglieder an der Leitung der LPG gleichfalls ver­
wirklicht.

Im Hinblick darauf, daß die Anwendung der moder­
nen Technik und der agrarwissenschaftlichen Erkennt­
nisse an die Fähigkeiten der Genossenschaftsmitglie­
der höhere Anforderungen stellen, befaßt sich die 
Empfehlung auch eingehend mit dem Problem der 
ständigen systematischen Qualifizierung der LPG-Mit- 
glieder. Sie verpflichtet .diese, ihr Wissen durch die 
Teilnahme an Erfahrungsaustauschen und Zirkeln, 
durch Besuch von Lehrgängen und Schulen sowie durch 
Wahrnehmung anderer Bildungsmöglichkeiten zu er­
weitern. Eine bedeutsame Rolle spielen dabei die in 
der inneren Betriebsordnung zu treffenden Förderungs­
maßnahmen für Jugendliche und Frauen. Der Vorstand 
der LPG ist verpflichtet, die Arbeit des Frauenausschus­
ses besonders zu unterstützen, und hat darauf zu 
achten, daß wichtige .Fragen nicht ohne Kenntnis und 
Mitwirkung der Frauen entschieden werden.

Die ständig fortschreitende sozialistische Umgestal­
tung der Landwirtschaft hat es erforderlich gemacht, 
diejenigen Fragen im Zusammenhang zu regeln, die mit

dem Eintritt von Handwerkern in die LPG verbunden 
sind. Aus der Bekanntmachung des Beschlusses über 
den Anhang zum Musterstatut der LPG Typ III über 
den Beitritt von Handwerkern in LPG vom 6. August 
1959 (GBl. I S. 663) geht hervor, wie die Einbeziehung 
des Dorfhandwerks in das genossenschaftliche Leben 
der LPG unter Berücksichtigung seiner speziellen Fach­
kenntnisse und Produktionserfahrungen unterstützt 
wird. In dem Anhang zum Musterstatut ist prinzipiell 
festgelegt, daß Handwerker und deren Beschäftigte, die 
durch ihre Leistungen unmittelbar der landwirtschaft­
lichen Produktion und der Festigung der LPG dienens, 
den LPG beitreten können; die Mitgliedschaft in der 
Handwerkskammer bleibt davon unberührt. Bei seinem 
Eintritt übergibt der Handwerker der LPG alle zur 
genossenschaftlichen Nutzung geeigneten Maschinen, 
Geräte, Werkstätten, Lagerräume und Produktions­
materialien. Für die Berechnung des Inventarbeitrags 
wird eine Bodenfläche zugrunde gelegt, die der von den 
übrigen Mitgliedern im Durchschnitt eingebrachten 
Bodenfläche entspricht; für diese Fläche werden Boden­
anteile gewährt. Der Handwerker erhält eine von der 
Mitgliederversammlung beschlossene Produktionsauf­
lage. Er arbeitet nach Arbeitsnormen und erhält seine 
Vergütung nach Arbeitseinheiten; soweit in der LPG für 
handwerkliche Leistungen noch keine Arbeitsnormen 
vorhanden sind, entscheidet die Mitgliederversammlung 
über die Höhe seiner Vergütung unter Berücksichtigung 
seiner Qualifikation und seiner Arbeitsleistung.

Eine stärkere Hilfe für zur Zeit noch schwach ent­
wickelte LPG sichert die Anordnung Nr. 2 zur Durch­
führung der Aktion „Industriearbeiter aufs Land“ vom 
15. Juni 1959 (GBl. I S. 622)3 4. Das zeigt sich bereits in 
der genaueren Auswahl der Kader, die für die nach 
der AO vorgesehenen Förderangsmaßnahmen in Be­
tracht kommen; hierunter sind besonders hervorzu­
heben die Kader aus VEG und wirtschaftlich gefestigten 
LPG, die mindestens für zwei Jahre oder ständig eine 
leitende Funktion als Vorsitzender, Brigadeleiter, erster 
Buchhalter, Agronom oder Zootechniker in einer noch 
schwach entwickelten LPG übernehmen. Des weiteren 
stellt die Erhöhung der einmaligen finanziellen Beihilfe 
um 400 DM bei Übernahme der neuen Tätigkeit in einer 
LPG, deren planmäßiger realer Geldwert der Arbeits­
einheiten unter 7 DM liegt, einen materiellen Anreiz 
zur kadermäßigen Verstärkung noch schwach entwik- 
kelter LPG dar.

Die grundsätzlichen Aufgaben, die die VEAB bei der 
sozialistischen Umgestaltung der Landwirtschaft und 
bei der Festigung der sozialistischen Wirtschaftsbezie­
hungen in diesem Bereich zu erfüllen haben, werden 
näher bestimmt durch die Anordnung über das Statut 
der volkseigenen Erfassungs- und Aufkaufbetriebe für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse (VEAB) vom 15. Juni 
1959 (GBl. II S. 199). Das neue Statut spiegelt die 
enorme Weiterentwicklung und Konsolidierung der 
sozialistischen Wirtschaftsbeziehungen auf dem Lande 
wider. Hiernach habeh die VEAB ihre gesamte Tätig­
keit mit einer ständigen Unterstützung bestehender 
LPG und mit der Gewinnung von Einzelbauern für die 
genossenschaftliche Produktion zu verbinden. Die Hilfe 
für die LPG besteht vor allem in der Unterstützung bei 
der Ausarbeitung der Produktionspläne, bei der Spe­
zialisierung der Produktion, bei der Organisie­
rung von Wettbewerben. Die nach dem neuen Statut 
vorgeschriebene bevorzugte Abnahme, Lagerung und 
Bearbeitung von Produkten der LPG, die Einflußnahme 
auf eine erweiterte Direktabnahme der Erzeugnisse bei 
der LPG, auf eine qualitätsgerechte und reibungslose 
Saatgutversorgung und auf die Verbesserung der 
Direktbelieferung der LPG mit Futtermitteln führen zu 
einer Verbesserung der Warenbeziehungen zwischen 
VEAB und LPG und bedeuten einen wesentlichen Bei­
trag der VEAB für die Planerfüllung der LPG. Sehr 
wichtig ist auch, daß der weitere Ausbau der Waren­
beziehungen zwischen VEAB und LPG unter Anwen­
dung der Grundsätze des Vertragssystems zu erfolgen 
hat. Im übrigen ist noch zu vermerken, daß die VEAB 
verpflichtet sind, zu Beratungen über die Entwicklung

3 Als Beispiele sind angeführt Schmiede, Stellmacher, Band- 
maschinenhandwerker, Müller, Sattler, Elektriker, Maurer, 
Schädlingsbekämpfer (frühere Gewerbebetriebe).

4 Vgl. Gesetzgebungsübersicht für das IV. Quartal 1958, NJ 
1959 S. 89.
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